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Olaf Muthorst – Rechtsprechung Zivilrecht

Schlussendlich bleibt noch zu erwähnen, dass sich die 
Schi!fahrt ziemlich genau an die neuen SECA-Grenz-
werte hält  – bereits im Januar 2015 setzten am Mes-
sungsstandort Wedel 95 % der Schi!e regelkonformen 
Treibsto! ein.99 

99

99 Ebenfalls nachzulesen unter: BSH Pressemitteilung, http://www.
bsh.de/de/Das_BSH/Presse/Pressearchiv/Pressemitteilungen2015/
Pressemitteilung03-2015.pdf (17.03.2016); Arndt, Eckhard-Herbert, 
http://www.thb.info/rubriken/umwelt/single-view/news/schi!fahrt-
haelt-sich-ziemlich-genau-an-seca-grenzwerte.html (17.03.2016).

Ist der vormerkungswidrig Eingetragene damit in 
Verzug, gemäß § 888  I BGB einer Eintragung oder 
Löschung zuzustimmen, ist er dem Vormerkungsbe-
rechtigten nach §§ 280 I, II, 286 BGB zum Schadens-
ersatz wegen Verzögerung der Leistung verp"ichtet.

BGH, Urteil vom 4.12.2015 – V ZR 202/14

Sachverhalt

K kau# von S ein Grundstück. Zur Sicherung seines 
Anspruchs auf lastenfreie Übereignung wird eine Auf-
lassungsvormerkung bewilligt und am 26.5.2009 in 
das Grundbuch eingetragen. Später werden Zwangssi-
cherungshypotheken zugunsten des B eingetragen. Am 
30.11.2012 wird K als neuer Eigentümer in das Grund-
buch eingetragen. Bereits am 22.11.2012 hat K sich 
in einem Kaufvertrag mit D verp$ichtet, diesem das 
Grundstück lastenfrei zu übereignen. Dazu kommt es 
allerdings zunächst nicht, weil B sich weigert, der Lö-
schung der eingetragenen Zwangssicherungshypothe-
ken zuzustimmen. K verp$ichtet sich deshalb gegenüber 
D, einstweilen dessen Kreditbereitstellungskosten zu tra-
gen, und verlangt von B Schadensersatz. Zu Recht?

Problemaufriss

Der Erwerb eines Rechts, das sich auf ein Grundstück 
bezieht, setzt Einigung und Eintragung im Grundbuch 
voraus (§ 873 BGB). Bis die Eintragung erfolgt, kann der 
Erwerb noch durch andere, widersprechende Verfügun-
gen scheitern oder beeinträchtigt werden. Beispielsweise 
kann sich der Eigentümer eines Grundstücks zwar mit 
einem Erwerber über den Eigentumsübergang einigen 
(Au$assung, § 925 BGB), aber vor der Eintragung des 
Erwerbers das Grundstück noch kaufvertragswidrig mit 

einer Hypothek belasten. Der Erwerber kann dann nur 
noch das belastete Grundstück bekommen. Ist gar ein 
anderer als neuer Eigentümer des Grundstücks einge-
tragen worden, steht der Erwerber ohne Alles da. Hat er 
den Kaufpreis bereits in voller Höhe beglichen, bleiben 
ihm nur Rückgewähr- oder Schadensersatzansprüche 
gegen den Verkäufer. Umgekehrt kann sich der Eigen-
tümer eines Grundstücks in der Regel nicht darauf ein-
lassen, den Kaufpreis zu stunden, bis die Übereignung 
durch Grundbucheintragung abgeschlossen ist, denn 
dann trägt er das Risiko, das Eigentum am Grundstück 
zu verlieren, die Kaufpreisforderung dann aber nicht 
durchsetzen zu können.

In einer solchen Lage steht den Beteiligten die Vormer-
kung zur Verfügung. Dabei handelt es sich um ein Inst-
rument zur Sicherung eines Anspruchs auf eine dingliche 
Rechtsänderung (§ 883 I 1 BGB). Ist eine Vormerkung 
in das Grundbuch eingetragen, hat sie für spätere Ver-
fügungen, die den gesicherten Anspruch vereiteln oder 
beeinträchtigen, zwei Konsequenzen: Erstens sind sol-
che Verfügungen gegenüber dem Erwerber unwirksam 
(§ 883 II 1 BGB), zweitens kann der Erwerber von dem-
jenigen, der vormerkungswidrig in das Grundbuch ein-
getragen worden ist, die Zustimmung zu der Eintragung 
oder der Löschung verlangen, die zur Verwirklichung 
des gesicherten Anspruchs erforderlich ist (§ 888 I BGB). 
Beides zusammen hat zur Folge, dass der Erwerber sei-
nen ursprünglichen Anspruch auch dann noch mit Er-
folg durchsetzen kann, wenn über das Grundstück auf 
vormerkungswidrige Weise verfügt worden ist (soge-
nannte Sicherungswirkung).1

 * Dr. iur., Juniorprofessor für Bürgerliches Recht mit Zivilprozess-
recht an der Universität Hamburg. 
1 Baur/Stürner, Sachenrecht, 18. Au$. 2009, § 20 Rn. 34 !.  – Näher 
zur Vormerkung etwa Wolf/Wellenhofer, Sachenrecht, 30. Au$. 2015, 

Olaf Muthorst*

Verzugsschaden des Vormerkungsberechtigten

BGB §§ 888, 286 Der vormerkungswidrig Eingetragene haftet dem Vormerkungsberechtigten aus §§ 280 I, II, 
286 BGB auf Ersatz des Verzögerungsschadens.
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Olaf Muthorst – Rechtsprechung Zivilrecht

Im konkreten Fall war eine Vormerkung zugunsten des 
K eingetragen worden, um seinen Anspruch auf lasten-
freie Übereignung zu sichern. Die später für B eingetra-
genen Hypotheken2 beeinträchtigten diesen Anspruch 
und waren gegenüber K daher nach § 883 II 1 BGB un-
wirksam. Mit der Weigerung des B, der Löschung dieser 
Hypotheken zuzustimmen, musste sich K daher nicht 
zufriedengeben: Die Löschung der Hypotheken war zur 
Verwirklichung des gesicherten Anspruchs auf lasten-
freie Übereignung erforderlich, so dass B nach § 888 I 
BGB verp$ichtet war, der Löschung zuzustimmen.

Damit war K allerdings nur teilweise geholfen, denn auf-
grund der Weigerung des B konnte K seinerseits dem D 
das Grundstück nicht lastenfrei verscha!en. Deshalb ei-
nigten sich K und D darauf, dass K dem D die Kosten 
für die Kreditbereitstellung ersetzt, so dass dem D aus 
der Verzögerung der Vertragsabwicklung insoweit kein 
materieller Schaden entsteht. Ein Schaden aufgrund der 
Verzögerung entsteht nun aber K. Die interessierende 
Frage war daher, ob B außer zur Löschungszustimmung 
auch zum Ersatz dieses Schadens verp$ichtet ist.

Eine solche P$icht würde sich aus §§ 280 !. BGB ergeben, 
wenn zwischen K und B ein Schuldverhältnis besteht, 
aus dem B zur Zustimmung verp$ichtet ist. Verletzt der 
Schuldner eine P$icht aus dem Schuldverhältnis, kann 
der Gläubiger gemäß § 280 I BGB Schadensersatz verlan-
gen, es sei denn, der Schuldner hat die P$ichtverletzung 
nicht zu vertreten. Schadensersatz wegen Verzögerung 
der Leistung kann der Gläubiger gemäß § 280 II BGB 
unter den zusätzlichen Voraussetzungen des § 286 BGB 
verlangen, d. h. unter der Voraussetzung einer Mahnung 
(§ 286 I BGB), soweit diese nicht nach § 286 II BGB ent-
behrlich ist oder Verzug gemäß Absatz 3 durch Rech-
nungsstellung und Zeitablauf eintritt.3

Hier ist allein fraglich, ob zwischen K und B ein Schuld-
verhältnis besteht. Würde man das verneinen, müsste 
sich K wegen seiner Ersatzansprüche an seinen eigenen 
Vertragspartner S halten, der sich im Kaufvertrag zur 
lastenfreien Übereignung verp$ichtet hat, diese P$icht 
wegen der eingetragenen Hypotheken aber nicht erfül-
len kann.

Zur Entscheidung

Ein vertragliches Schuldverhältnis besteht zwischen K 
und B nicht. Aus §§ 280 !. BGB wird aber auch im ge-

§ 18 Rn. 1 !.; Hager, Die Vormerkung, JuS  1990, 429 !.; Löhnig/Gietl, 
Grundfälle zur Vormerkung: Die Handlungsmöglichkeiten des Auf-
lassungsvormerkungsinhabers, JuS 2008, 102 !.; Stamm, Die examens-
relevanten Probleme der Vormerkung in der Falllösung, JuS 2003, 48 !.
2 Dass es sich um Zwangssicherungshypotheken handelt, wird im 
Folgenden außer Betracht gelassen, weil es für das hier interessierende 
Problem keine Rolle spielt.
3 Stadler, in: Jauernig, BGB, 16. Au$. 2015, § 280 Rn. 32.

setzlichen Schuldverhältnis geha#et,4 sofern dort keine 
vorrangigen Sonderregelungen bestehen.5 Dabei ist mit 
„Schuldverhältnis“ jeweils das Schuldverhältnis im wei-
teren Sinne gemeint, also die übergeordnete rechtliche 
Struktur, zu der sich die einzelnen, zwischen den Partei-
en bestehenden Ansprüche (= Schuldverhältnis im enge-
ren Sinne) verbinden.6 

Dass eine solche Verbindung zwischen dem durch eine 
Vormerkung Geschützten und dem vormerkungswidri-
gen Erwerber bestehe, hat der Bundesgerichtshof bislang 
verneint.7 Die Vormerkung ändere nichts daran, dass 
zur Erfüllung des gesicherten Anspruchs nur der Ver-
äußerer verp$ichtet sei. Gegen den vormerkungswidri-
gen Erwerber bestehe mit dem Zustimmungsanspruch 
nur ein unselbständiger Hilfsanspruch mit bloß verfah-
rensrechtlicher Bedeutung. Mit anderen Worten: Der 
Zustimmungsanspruch bestehe nicht, weil der vormer-
kungswidrige Erwerber dem durch die Vormerkung Ge-
schützten etwas „schulde“, sondern weil der Geschützte 
die für das Grundbuchverfahren notwendigen Mittel in 
der Hand haben solle. Denn das Grundbuchamt nimmt 
die Eintragung oder Löschung nur vor, wenn die Zu-
stimmung vorliegt (§ 19 GBO). In der Literatur ist diese 
Argumentation nahezu einhellig kritisiert worden.8 Dass 
es sich um einen Hilfsanspruch handele, sei kein Grund, 
die allgemeinen schuldrechtlichen Regeln und damit die 
Verzugsha#ung nicht zur Anwendung zu bringen.9

Dem hat sich der Bundesgerichtshof jetzt angeschlos-
sen.10 Jedenfalls seit der Schuldrechtsmodernisierung 
von 2002 trage die Charakterisierung des Zustimmungs-
anspruchs als Hilfsanspruch die Nichtanwendung von 
§§ 280, 286 BGB nicht mehr. Der Schuldner ha#e viel-
mehr für jede P$ichtverletzung, ohne Rücksicht darauf, 
ob der Anspruch den Interessen Gläubigers unmittel-
bar diene oder – wie im Fall des § 888 I BGB – nur der 
Durchsetzung eines anderen Anspruchs.11 Deshalb gel-
te die Verzugsha#ung ebenso wie für einen Anspruch 
aus § 1004 BGB oder § 985 BGB auch für einen Zustim-
mungsanspruch aus § 888 BGB, der ein dinglicher Leis-
tungsanspruch sei wie jeder andere.12

4 BGH NJW-RR 2013, 1057; Jacoby/von Hinden, in: StudKommBGB, 
15. Au$. 2015, § 280 Rn. 4; Stadler, in: Jauernig, BGB, 16. Au$. 2015, 
§ 280 Rn. 2; Ernst, in: MüKoBGB, 7. Au$. 2016, § 280 Rn. 6; teilw. ab-
weichend Unberath, in: BeckOK BGB, 38. Ed. 2011, § 280 Rn. 2.
5 Schwarze, in: Staudinger, BGB, Neubearb. 2014, § 280 Rn. B 5, B 17 f.
6 Schwarze, in: Staudinger, BGB, Neubearb. 2014, § 280 Rn. B 1, B 3.
7 BGHZ 49, 263 = NJW 1968, 788 (mit abl. Anm. Reinicke).
8 Vgl. nur Baur/Stürner, Sachenrecht, 18. Au$. 2009, § 20 Rn. 27 a. E.; 
Medicus/Petersen, Bürgerliches Recht, 25. Au$. 2015, Rn. 451; Wolf/
Wellenhofer, Sachenrecht, 30. Au$. 2015, § 18 Rn. 22; weitere Nachwei-
se bei BGH, Urt. v. 4.12.2015, V ZR 202/14, Rn. 7.
9 Medicus/Petersen, Bürgerliches Recht, 25. Au$. 2015, Rn. 451.
10 BGH, Urt. v. 4.12.2015, V ZR 202/14, Rn. 5.
11 BGH, Urt. v. 4.12.2015, V ZR 202/14, Rn. 8 f.
12 BGH, Urt. v. 4.12.2015, V ZR 202/14, Rn. 10 bis 13.
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Ulrike Lembke – Rechtsprechung Öffentliches Recht

Hier wie sonst ist allerdings darauf zu achten, dass die 
Überlegungen nicht im Begri%ichen stehen bleiben. We-
der aus der Beschreibung als Hilfs- noch aus der als Leis-
tungsanspruch kann man ableiten, ob eine Ha#ung aus 
§§ 280 I, II, 286 BGB gegeben ist oder nicht. Ansetzen 
muss man vielmehr bei der Frage, ob der vormerkungs-
widrige Erwerber, der mit der Zustimmung im Verzug 
ist, in gleicher Weise eine Rechtsposition des Vormer-
kungsberechtigten verletzt, wie etwa der Störer oder un-
rechtmäßige Besitzer bei § 1004 BGB bzw. § 985 BGB 
eine solche des Eigentümers. Das lässt sich bejahen: Das 
eingetragene Recht ist dem Vormerkungsberechtigten 
gegenüber unwirksam (§ 883 II 1 BGB), die Eintragung 
verscha& dem vormerkungswidrigen Erwerber daher 
eine ihm nicht zustehende grundbuchliche Rechtspo-

sition, die er gemäß § 888 I BGB gegenüber dem Vor-
merkungsberechtigten (und nicht etwa: gegenüber dem 
Grundstückseigentümer) zu räumen hat, ganz so wie der 
Störer die Eigentumsstörung zu beseitigen oder der un-
rechtmäßige Besitzer die Sache herauszugeben hat.

Nicht entschieden ist damit nach Ansicht des Bundes-
gerichtshofs allerdings, ob der Vormerkungsberechtigte 
auch Schadensersatz statt der Leistung nach §§ 280 I, III, 
281 BGB verlangt kann, wenn der vormerkungswidrige 
Erwerber die Zustimmungserklärung nicht abgibt.13

13 BGH, Urt. v. 4.12.2015, V ZR 202/14, Rn. 13. Zur Anwendung von 
§ 281 BGB auf gesetzliche Schuldverhältnisse vgl. Grüneberg, in: Pa-
landt, BGB, 75. Au$. 2016, § 281 Rn. 4.

1. Die gerichtliche Verfügung, das Verbreiten von 
Flugblättern, welche Abtreibung mit Holocaust und 
Massenmord in Bezug setzen, im unmittelbaren Um-
feld einer Arztpraxis, die auch Schwangerscha#sab-
brüche anbietet, zu unterlassen, stellt einen Eingri$ 
in die Meinungsfreiheit aus Art. 10 EMRK dar. Glei-
ches gilt für das Verbot, die Namen der Ärzte und 
die Adresse ihrer Tagesklinik auf einer einschlägigen, 
ähnlich gestalteten Website zu verö$entlichen.

2. Die Legitimität und Legalität von Schwanger-
schaftsabbrüchen ist eine sehr kontrovers disku-
tierte Frage von ö$entlichem Interesse, weshalb das 
Persönlichkeitsrecht der betro$enen Ärzte hier zu-
rücktreten muss. 

3. Dissenting opinion: Ein ö$entliches Interesse da-
ran, im Einklang mit der Rechtsordnung arbeitende 
Gynäkologen bloßzustellen und durch Auschwitz-
Vergleiche zu diskreditieren, ist nicht erkennbar. 

EGMR, Entscheidung vom 26.11.2015 – Nr. 3690/10 (A. ./. 
Deutschland). 

Nationale Entscheidungen 

Der EGMR hatte über zwei Unterlassungsverfügungen 
deutscher Gerichte zu be'nden, die sich gegen den Be-

schwerdeführer A. richteten. A. hatte im unmittelba-
ren Umkreis der Arztpraxis von Dr. M. und Dr. R., wel-
che neben anderen Gesundheitsdienstleistungen auch 
Schwangerscha#sabbrüche vornahmen, durch Vertei-
lung auf der Straße und Einwurf in Brie(ästen Flug-
blätter verteilt. Das Deckblatt des Flugblatts enthielt in 
Fettdruck folgenden Text: „In der Tagesklinik von Dr. M. 
und Dr. R. {vollständige Namen und Anschri"} werden 
rechtswidrige Abtreibungen durchgeführt“, gefolgt von 
der Erläuterung in kleinerer Schri#: „die aber der deut-
sche Gesetzgeber erlaubt und nicht unter Strafe stellt“. Auf 
der Rückseite des Flugblatts befand sich der Text: „Die 
Ermordung der Menschen in Auschwitz war rechtswid-
rig, aber der moralisch verkommene NS-Staat hatte den 
Mord an den unschuldigen Menschen erlaubt und nicht 
unter Strafe gestellt.“ Außerdem stand in einem Kasten: 

„Sinngemäß aus den internationalen Strafgesetzen: Mord 
ist das vorsätzliche Zu-Tode-Bringen eines unschuldigen 
Menschen!“ Ferner enthielt das Flugblatt einen Hinweis 
auf die Website von A., auf der Dr. M. und Dr. R., wiede-
rum mit vollständigen Namen und Anschri#, als „Ab-
treibungsärzte“ aufgeführt waren. 

Die von den betro!enen Ärzten angerufenen Zivilgerich-
te erließen Unterlassungsverfügungen gegen A., mit wel-

 * Dr. jur., Habilitandin an der Universität Hamburg und wissen-
scha#liche Assistentin an der Universität Greifswald. 

Ulrike Lembke*

Meinungsfreiheit, Abtreibung und Holocaust

Art. 10 EMRK Zur Zulässigkeit von Einschränkungen der Meinungsfreiheit bei gezielten Kampagnen gegen 
Ärzt/innen, die auch Schwangerschaftsabbrüche vornehmen.


